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München/Region. Dro-
hende Engpässe in Qualität
und Quantität der Stromver-
sorgung, aber auch absehba-
re Preissteigerungen für die
stromintensiven Chemiebe-
triebe der Region mit ihren
rund 20 000 unmittelbaren
Arbeitsplätzen verunsichern
die Unternehmen. Die Baye-
rischen Chemieverbände
haben deshalb mit einem
Positionspapier an die
Staatsregierung deutlich auf
die Risiken für die Standorte
hingewiesen. Und auch in
der Bilanzpressekonferenz
der Wacker Chemie AG im
März betonte Vorstandsvor-
sitzender Dr. Rudolf Staudigl
die Sorgen um energieinten-
sive Produktion am Standort
in Burghausen (Heimatwirt-
schaft berichtete). Jetzt
nimmt der Vorstandsvorsit-
zende der Bay. Chemiever-
bände, Dr. Günter von Au,
zu den Sorgen Stellung.

Herr Dr. von Au: Warum ist
die chemische Industrie so
sehr in Sorge wegen der
Stromversorgung – in Qua-
lität, Quantität und bei den
Preisen in Bayern. Eine bür-
gerliche Regierungskoaliti-
on wie in München sollte
doch Verständnis für die Be-
lange der Wirtschaft und –
nicht zuletzt – auch mit
Blick auf die Wählerstim-
men, für die damit verbun-
den Arbeitsplätze haben.

Dr. Günter von Au: Eine
Antwort auf diese Frage
muss noch viel tiefer anset-
zen. Es geht hier um die Zu-
kunft unserer Gesellschaft
im ganzen Land. Wie wollen
wir leben? Und vor allem
auch: Wovon wollen wir le-
ben? Das sind zentrale Fra-
gen. Wir sollten nicht verges-
sen, dass eine starke Wirt-
schaft die Basis unseres
Wohlstandes ist. Und diese
Stärke gründet sich in
Deutschland vor allem auf
eine starke Industrieproduk-
tion. Die Industriequote in
Deutschland liegt bei rund
23 Prozent, in Bayern sogar
noch höher, bei 27 Prozent.
Wollen wir, wir alle, das
wirklich in Frage stellen?

Die öffentliche Diskussion
scheint nicht gerade in diese
Richtung zu laufen, son-
dern eher gegen Produktion
und gegen die damit ver-
bundene Infrastruktur.

Dr. von Au: Wir brauchen
eine ehrliche gesellschaftli-
che Diskussion, die nüch-
tern die Fakten und Zusam-
menhänge betrachtet und
erkennt. Das Ergebnis sollte
sein: Ja, wir wollen die Wirt-
schaft – und das nicht nur als
politisches Lippenbekennt-
nis. Seit Jahren ist zu be-
obachten, dass Politik und
gesellschaftliche Diskussion
sich vor allem um die Vertei-
lung von Wohlstand drehen
und nicht mehr um die Fra-
gen: Wo kommt der Wohl-
stand her? Worauf gründet

er? Und wie kann er auch für
morgen und übermorgen
gesichert werden? Wir soll-
ten uns nicht darauf verlas-
sen, dass Wettbewerber auf
der globalisierten Welt hier
besonders auf unsere Be-
findlichkeiten in Deutsch-
land Rücksicht nehmen.

Aber heißt das nicht eine
Kampfansage an die aktuel-
len Bestrebungen für mehr
Klimaschutz und Engage-
ments in diese Richtung?

Dr. von Au: Nein, ganz
und garnicht. Aber auch die-
ses Thema müssen wir
nüchtern betrachten und
dürfen die Fakten nicht aus
den Augen verlieren. Selbst-
verständlich ist Klimaschutz
ein sehr hohes und überle-
benswichtiges Ziel. Wir dür-
fen uns aber nicht verleiten
lassen, die komplexen Zu-
sammenhänge, die das
Weltklima beeinflussen, au-
ßer Acht zu lassen. Ich will
hier nicht die Rechnung auf-
machen, dass in der Zeit, in
der wir in Deutschland CO²
reduzieren ein Vielfaches an
CO² dazu kommt, vor allem,
wenn die Produktion aus
Deutschland in Länder ver-
lagert wird, die unseren
Wohlstand anstreben, aber
bei weitem nicht unsere
Standards haben.

Und wie sollte dann die Bot-
schaft lauten?

Dr. von Au: Die Botschaft,
dass wir alle in einem Boot
sitzen, ist schon richtig und
wichtig. Aber wir sollten uns
nicht nur von Emotionen
verleiten lassen, sondern se-
hen, was wir in den vergan-
gen Jahrzehnten erreicht ha-
ben: Nachhaltigkeit ist seit
langem nicht nur eine For-
derung in der Gesellschaft,
sondern ein Kernprinzip der
Wirtschaft. Unsere Unter-
nehmen, vor allem in der
chemischen Industrie, wer-
den nicht nur von den Kun-
den, sondern auch von den
Investoren daran gemessen,
wie wir mit der Umwelt, der
Nachhaltigkeit und den Her-
ausforderungen der Gesell-
schaft umgehen.

Und welche Konsequenzen
leiten sich dann aus Ihrer
Sicht für die Politik ab?

Dr. von Au: Die Konse-
quenzen gelten sowohl für
die Gesellschaft, wie für die
Politik: Ich sag es nochmal:
Wir brauchen die Wirtschaft
und hier vor allem die Indus-
trie als Basis für unseren
Wohlstand im Land. Warum
lege ich die Betonung so
sehr auf die Industrie? Hier
erfolgt in Deutschland die
nachhaltigste Wertschöp-
fung. Was De-Industrialisie-
rung bedeutet, das kann
man vor allem dort be-
obachten, wo die produzie-
rende Industrie in den ver-
gangenen Jahrzehnten ver-
schwunden oder wo es nicht

gelungen ist, eine Industrie
aufzubauen.

Sehen Sie denn in der Poli-
tik diese Erkenntnisse und
Vorgaben umgesetzt?

Dr. von Au: Ich antworte
jetzt mal mit einer Gegenfra-
ge: Sehen Sie die Vorgaben
umgesetzt? Zum Beispiel in
der Infrastruktur? Wir ringen
doch seit Jahrzehnten, gera-
de in der Anbindung des
Bayerischen Chemiedrei-
ecks, um die notwendigen
Straßen und Investitionen in
den Bahnausbau. Über wei-
te Strecken ist außerdem der
Verfall der Infrastruktur un-
übersehbar. Defizite im
Neubau, wie zum Beispiel
beim Flughafen Berlin, mag
ich hier nicht weiter ausfüh-
ren. Eine Elektrifizierung der
Bahnstrecken wäre übrigens
ein deutlicher Beitrag zu
umweltfreundlichem Ver-
kehr und zugleich zu mehr
Effizienz und Wettbewerbs-
fähigkeit in der Wirtschaft.
Und wir brauchen in der Ge-
sellschaft wie in der Wirt-
schaft gut ausgebildete Men-
schen, dazu die Entwicklung
der IT-Infrastruktur. Und
die Möglichkeit zu Innova-
tionen.

Sie nennen Innovationen
und Elektrifizierung. Woran
denken Sie in diesem Kon-
text?

Dr. von Au: Gerade die
chemische Industrie liefert
seit langem Lösungen. Den-
ken Sie an das Solarsilicium,
das erst die Photovoltaik, die
Nutzung von Sonnenstrom
ermöglicht. Oder denken Sie
an das Silicium, ohne das die
digitale Welt nicht vorstell-
bar wäre. Auch in der Nut-
zung von Wasserstoff als
Energieträger, in der Gewin-
nung durch Hydrolyse, in
der Nutzung von CO² und
Folgeprodukten als Energie-
träger steckt enormes Poten-
zial. Wir sind hier sehr weit
gekommen.

Aber die Frage nach der
Elektrifizierung – lassen wir
mal die Bahnstrecken außer
acht, sondern betrachten
die Stromversorgung: Die
scheint doch ungelöst.

Dr. von Au: Die scheint
vor allem in naher Zukunft
offen. 37 Prozent der Brutto-
stromerzeugung in Bayern
stammt 2017 noch aus der
Kernkraft, rund 44 Prozent
aus erneuerbaren Energie-
trägern. Vor allem aus Was-
serkraft, Photovoltaik, Bio-
masse und Windkraft. Etwa
zehn Prozent entfallen auf
Erdgas. Und jetzt müssen Sie
kalkulieren, dass nach 2021
diese 37 Prozent der grund-
lastfähigenBruttostromer-
zeugung von einem Tag auf
den anderen wegfallen sol-
len. Wie soll dieser Wegfall
ausgeglichen werden?

Mit Erdgas? Oder mit dem
Ausbau der regenerativen
Energien?

Dr. von Au: Das klingt zu-
nächst nach guten Ideen,
scheitert aber in der Praxis.
Erdgas ist zwar ein guter
Energieträger, könnte für die
Industrie eine Grundlastver-
sorgung sicherstellen, ist
aber zugleich der teuerste
Energieträger mit wenig
Marktchancen. Und eine
Subventionierung, um die
Energiekosten marktfähig
zu halten, hätte wohl nach
europäischen Richtlinien
keine Chance. Ein Aufbau
von regionalen und regene-

rativen Energieversorgern in
der Größenordnung, wie sie
im Augenblick noch von der
Kernkraft geleistet wird, ist
nicht vorstellbar. Die Was-
serkraft ist weitgehend aus-
gereizt. Das hat die Politik
auch schon vor Jahren er-
kannt. Deswegen entstand
ja das Projekt, Strom in gro-
ßen Mengen aus den Wind-
kraftparks und Solaranlagen
in Norddeutschland in die
Industrieregionen in Süd-
deutschland zu transportie-
ren. Aber diese Projekte sto-
ßen nun auf politischen Wi-
derstand in Bayern. Dabei
versprechen die geplanten
HGÜ-Leitungen auch einen
Zugang zum sogenannten
NordLink, der wiederum Zu-
gang zu großen und eher
grundlastfähigen Wasser-
kraftwerken in Norwegen er-
möglicht.

Die Lage scheint wahrlich
verzwickt.

Dr. von Au: In der Tat.
Aber die Situation ist nicht
neu. Wir haben seitens der
Industrie seit Jahren auf
das Dilemma hingewiesen
und vor den absehbaren
Konsequenzen gewarnt. Ja
selbst wenn die Stromleitun-
gen aus dem Norden, die
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Süd-Link und die Südost-
Link, mit Nachdruck voran-
getrieben werden, um Strom
in Bayerns Industrieregio-
nen zu liefern, ist schon jetzt
klar, dass sie zum Zeitpunkt
des Abschaltens des letzten
Kernkraftwerks in Ohu nicht
funktionsfähig sein werden.
Noch ist kein Kilometer ge-
baut. Und die Technik ist
höchst anspruchsvoll. Übri-
gens ist das der Hauptgrund,
warum eine zweite Preiszo-
ne mit erheblichen Preis-
nachteilen für Bayern
droht.

Bietet dann die Kernkraft
noch eine letzte Chance, so
als Notlösung?

Dr. von Au: Sie meinen ei-
nen Ausstieg aus dem Aus-
stieg? Wieder einmal, nach-
dem es schon einmal einen
Ausstieg aus dem Ausstieg
gegeben hat? Nein, ich glau-
be, wir müssen alle den Aus-
stieg akzeptieren. Aber da
schließt sich die Frage an:
Macht es denn Sinn, dass wir
relativ neue Kernkraftwerke
in Deutschland und vor al-
lem in Bayern abschalten,
um dann doch Strom aus äl-
teren und vielleicht auch we-
nig sicheren Kernkraftwer-
ken in Nachbarländern zu
beziehen?

Aber warum hat man dann
den Ausstieg beschlossen?
War das Unglück im japani-
schen Fukushima wirklich
der Grund, eine erneute
Kehrtwende in der Energie-
politik einzulegen? Oder
wollte man auf Teufel
komm raus vor allem die
Landtagswahlen in Baden-
Württemberg gewinnen, um
dort einen grünen Minister-
präsidenten zu verhindern?

Dr. von Au: Es ist keine
Entscheidung der Wirt-
schaft, aber die damalige
Entscheidung zum doch

wieder vorgezogenen Atom-
ausstieg mit den jetzt gelten-
den Abschaltzeiten ist, wenn
man ehrlich ist, ohne Kon-
zept getroffen worden. Des-
wegen muss man jetzt gege-
benenfalls neu nachdenken,
ob eine Laufzeitverlänge-
rung in dieser Situation
sinnvoll ist. Der vbw-Präsi-
dent Gaffal hatte bereits dar-
auf hingewiesen. Und vor
dem Hintergrund, dass wir
ja nach der Abschaltung von
Ohu auf Strom aus älteren
und vielleicht auch weniger
sicheren ausländischen

Kernkraftwerken angewie-
sen sein werden, sollte man
eine Laufzeitverlängerung,
bis die Leitungen fertig ge-
stellt sind, jedenfalls nicht
ausschließen.

Was hätte man denn besser
machen können? Gibt es
nicht nachvollziehbare Bei-
spiele in Nachbarländern?
Sie tragen doch Verantwor-
tung in einem Schweizer
Chemiekonzern.

Dr. von Au: Die Beschlüs-
se zur sogenannten Energie-
wende waren viel zu über-
stürzt, ohne konkrete und
realistische Lösungsansätze.
Da wurde viel zu kurzfristig
gehandelt. Die Kosten der
Energiewende werden auf
500 Milliarden bis zu einer
Billion, also 1000 Milliarden,
Euro gehandelt. Die Schweiz
hat auch den Ausstieg aus
der Kernenergie beschlos-
sen, sich aber eine realisti-
sche Zeitspanne bis zum Ab-
schalten gesetzt, bis die Al-
ternativen großtechnisch
funktionieren, zum Beispiel
durch den Bau von Speicher-
seen. In diesem Punkt hat
die Politik in Deutschland
unverantwortlich gehandelt.

Das hilft uns aber nicht
richtig weiter. Was sollte
denn jetzt in Deutschland
und Bayern geschehen?

Dr. von Au: Richtig. Das
hilft uns nicht weiter.Jetzt ist
es ander Politik, den gewähl-
ten Weg der Stromleitungen
aus dem Norden in den Sü-
den konsequent und mit
Nachdruck zu bauen und
keinesfalls die Strompreise
für die produzierende In-
dustrie zusätzlich mit Abga-
ben zu belasten, sondern sie
marktfähig nach den Maß-
stäben des Weltmarktes zu
halten. Die Konsequenzen,
die keiner will – kein Unter-
nehmer, kein Arbeitnehmer
und wahrscheinlich auch
kein Politiker, hat Vor-
standsvorsitzender Rudolf
Staudigl bereits in der Bi-
lanzpressekonferenz der
Wacker Chemie AG genannt.
Sonst werden energieinten-
sive Industrien, mit ihnen
Arbeitsplätze und die Wert-
schöpfung abwandern.
Das Interview für Heimat-
wirtschaft führte Ernst Deu-
belli.

Günter von Au ist Chemi-
ker, Dipl. ing. (FH Reutlin-
gen), Dr. rer. nat. (Uni Tü-
bingen) und in verschiede-
nen Aufsichtsräten, Beirä-
ten und in Private -Equity-
Unternehmen aktiv.

Von 1981 bis 2001 war er
in verschiedenen Funktio-
nen bei der Wacker Chemie
in München, Burghausen
und São Paulo, zuletzt als
Geschäftsbereichsleiter Po-
lymere, Biochemie und
Spezialchemikalien, wie
auch als Vorsitzender der

Geschäftsführung der Wa-
cker Polymer Systems, tä-
tig. Von 2001 bis 2012 trug
er unternehmerische Ver-
antwortung im Vorstand
und als CEO der Süd-Che-
mie AG in München und in
Louisville in den USA.

Seit 2012 ist Dr. von Au
Verwaltungsrat der Clari-
ant AG, Schweiz, zugleich
Aufsichtsratsvorsitzender
der Stada AG, Bad Vilbel;
der Synlab International
GmbH, München; und der
CeramTec GmbH, Plochin-

gen. Daneben hält er Funk-
tionen in Beiräten von Fa-
milienunternehmen wie
Röchling SE, Mannheim,
Bärlocher GmbH, Unter-
schleissheim, und Tyczka
GmbH, Geretsried sowie
im Aufsichtsrat des Bayern-
werkes, Regensburg. Gün-
ter von Au ist Vorsitzender
des Vorstands der Bayeri-
schen Chemieverbände.

Strukturpolitisch ist er
für den Satz bekannt: „Wer
Infrastruktur sät, wird Ar-
beitsplätze ernten.“ – ede

Dr. von Au im Portrait
Infrastruktur säen – Arbeitsplätze ernten
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Ihre Spezialklinik zur Diagnostik und
Behandlung vonMorbus Parkinson

Bezirksklinikum Mainkofen
94469 Deggendorf
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DerMorbus Parkinson gehört bis heute zu den nicht
heilbaren Erkrankungen. Früh genug erkannt, lässt sich
die Parkinson-Erkrankung gut behandeln, sodass das
Fortschreiten der Erkrankung gebremst wird und die
Lebensqualität der Betroffenen erhalten bleibt.
Zur Behandlung desMorbus Parkinson bieten wir in
unserem Neurologischen Zentrum eine multimodale
Komplexbehandlung an. Hierbei handelt es sich um eine
mindestens 16-tägige stationäre Behandlung mit
intensiver multiprofessioneller Therapie zur Optimierung
der individuellen medikamentösen und nicht-
medikamentösen Behandlung. Der Therapieplan wird
immer individuell zusammengestellt. Er richtet sich nach
den Bedürfnissen des einzelnen Patienten und dem
Erkrankungsstadium. Zunächst wird die aktuelle
Medikation überprüft und dann im Verlauf angepasst.
Zum Einsatz kommt oft das Medikament L-Dopa, das
meist in Tablettenform verabreicht wird. Darüber hinaus
kann es auch durch eine sogenannte Pumpentherapie
gegeben werden. Die Methode kommt insbesondere im
fortgeschrittenen Krankheitsstadium zum Einsatz.
Mithilfe einer kleinen elektrischen Pumpe wird ein
Medikament (Duodopa oder Apomorphin) verabreicht.
Die Pumpen ermöglichen eine exakte individuelle
Einstellung der Medikation.
Die Einweisung in unsere Klinik zurmultimodalen
Parkinson-Komplexbehandlung erfolgt durch Ihren
Haus- oder Facharzt.
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In Sorge um Standorte und Basis von Wirtschaft und Wohl-
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